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Bestätigung 

über Zuwendungen im Sinne des § 10 b des Einkommensteuergesetzes an ein der in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes bezeichneten Körperschaften

Art der Zuwendung:   Geldzuwendung
Name / Anschrift des Zuwendenden:

Betrag der Zuwendung in Ziffern / Buchstaben / Tag der Zuwendung

____________________ €  ______________________________________  / 31.12. 2007

Es handelt sich um den Verzicht auf Erstattung von Aufwendungen gem. beiliegender Aufstellung.

Wir sind durch Bescheinigung des Finanzamtes ________StNr. __________ 
vom _________________ von der Körperschaftsteuer befreit.

Es wird bestätigt, dass es sich nicht um Mitgliedsbeiträge, sonstige Mitgliedsumlagen oder Aufnahmegebühren handelt und die Zuwendung nur zur Förderung begünstigter Zwecke verwendet wird.

_______________, Datum

Unterschrift

Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung erstellt oder wer veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die Steuer, die dem Fiskus durch einen etwaigen Abzug der Zuwendungen beim Zuwendenden entgeht ( § 10 b Abs 4 EstG, § 9 Abs 3 KStG, § 9 Nr. 5 GewStG).

Erläuterungen

Mit dem Schreiben vom 7.6.1999 – AZ: IV C 4 – S 2223 – 111/99 hat das Bundesministerium für Finanzen die steuerliche Anerkennung für Aufwandsspenden im Sinne des § 10 b Einkommensteuergesetz bestätigt.

1. Die Aufwendungsersatzansprüche nach § 670 BGB können Gegenstand der Aufwandsspende gem. § 10 b Abs 3 Satz 4 und 5 EStG sein. Das gilt auch für ehrenamtlich aktive Mitglieder. Im Allgemeinen ist es üblich, dass Ehrenamtliche ihre Leistungen unentgeltlich und ohne Aufwendungsersatz erbringen. Dieses ist durch vertraglich abgesicherte Ansprüche, die vor Beginn der Tätigkeit festgelegt wurden, widerlegbar,

2. Hat der Zuwendende (Ehrenamtliche) einen Aufwendungsersatzanspruch gegenüber dem Verein und verzichtet er darauf, ist ein Spendenabzug nach dem § 10 b Abs. 3 Satz 4 EStG nur möglich, wenn der Aufwandersatz durch Vertrag, Satzung oder rechtsgültigen Vorstandsbeschluss festgelegt wurde.

3. Muster einer verbindlichen Zusage, z.B. in der Satzung oder Vorstandsprotokoll:

Die Arbeit der Vereinsmitglieder ist ehrenamtlich. Aufwendungsersatz und eine angemessene Vergütung werden gewährt. Die Höhe wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.

Falsch:.. .können gewährt werden.. – diese Aussage ist nicht verbindlich.

4. Die Höhe der ausgestellten Spenden darf nicht über die finanzielle Möglichkeiten des Vereins hinausgehen und nicht unangemessen hoch sein. Beispiel:

5. Wenn der Verein 10 Ehrenamtlichen je eine Spendenbescheinigung mit der Aufstellung der einzelnen Aktivitäten über je 1.000 Euro ausstellt, muss der Verein in der Lage sein, diese 10.000 Euro am Jahresende auch zu zahlen. 

6. Eine Vereinbarung, dass der Aufwendungsersatz als Spende an den Verein zurückfließt darf nicht ausgestellt werden.

7. Die Aufwendungen müssen zur Erfüllung der satzungsmäßigen Zwecke angefallen sein.

Weitere Informationen für Vereine: http://www.vereinsinformaitonen.de
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